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Die Stadtverordnetenversammliung

Tagesordnung | Punkt 3 der offentlichen Sitzung am 15.12.2006

Vorlage Nr. 06-F-25-0048

Gewaltpravention
- Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und FDP vom 05.12.2006 -

Vorbemerkung
Die Stadtverordnetenversammlung beobachtet mit Sorge Vorfalle von ,auffalligen” und
gewaltbereiten Jugendlichen in Wiesbaden.

Gewaltvideos und pornographische Videos auf Handys von Schiiler/innen und Jugendlichen
stellen ein neues, schwer kontrollierbares Medium fur jugendgefahrdende Einflisse dar.

Solche modernen Auspragungsformen der Gewalt stellen neue und komplexe Anforderungen an
Lehrerinnen und Lehrer sowie an die schulische und auf3erschulische Praventionsarbeit.

Ziel ist es, Jugendlichen frihzeitig Wege zu einem positiven Selbstwertgefihl zu vermitteln, um
Aggression und Gewalt als Reaktionen auf Konflikte von vornherein auszuschliel3en.

Die Stadtverordnetenversammlung weil3 um das vielseitige und vorbildliche Engagement der
Wiesbadener Schulen und lhres Lehrpersonals im Bereich der Gewaltpravention — auch mit
Unterstitzung der AG Jaguar — und will diese in ihrer Arbeit unterstitzen.

Die Stadtverordnetenversammlung unterstitzt den Einsatz des Stadtelternbeirats fiir
Praventionsarbeit gegen Gewalt an Schulen, wie auf einer Informationsveranstaltung Ende
November 2006 dargestellt.

Eingedenk dieser Vorbemerkungen wolle die Stadtverordnetenversammlung beschliel3en:

1. Der Ausschusses fir Schule und Kultur fuhrt in Verbindung mit dem deutschen
Praventionstag, der 2007 in Wiesbaden tagt, eine Werkstatt mit den Leiterinnen und Leitern
der Wiesbadener Schulen und externen Experten aus dem Bereich der Gewaltpravention
durch.

Die Werkstatt soll den Wiesbadener Schulen eine Plattform bieten, ihre Projekte zur
Gewaltpravention und die damit verbundenen Erfolge und Hindernisse vorzustellen, sowie
den Erfahrungsaustausch der Schulen untereinander und mit externen Experten fordern.

Der Magistrat wird gebeten,

2. zu berichten, welche aufRerschulischen Konfliktmanagement-Projekte fur Jugendliche es in
der Stadt Wiesbaden bereits gibt;

3. hierauf aufbauend und an Hand der Erfahrungen in anderen Kommunen (u. a. Heidelberg)
spezifisch fur die Landeshauptstadt Wiesbaden ein Konflikitmanagement-Projekt zu
konzipieren (inklusive Ermittlung des Finanzbedarfs), welches sowohl auf Jugendliche als
auch auf Lehrer, Polizeikrafte und Sozialarbeiter ausgerichtet ist;

4. da ein Zusammenhang zwischen schulischem Versagen, der daraus resultierenden
Perspektivlosigkeit und gewalttatigem Verhalten hachgewiesen ist, Konzepte zu entwickeln,
bzw. aufzugreifen und umzusetzen, die dieser Gewaltursache entgegenwirken.
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- Stadtverordnetenversammlung-

Beschluss Nr. 0658

Der gemeinsame Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und FDP vom 05.12.2006 betr.

Gewaltpravention

wird angenommen.

1.

Dem Vorsitzenden des Ausschusses
fur Schule und Kultur mit der Bitte
um weitere Veranlassung

Dem Magistrat
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Der Magistrat

2.

-16-

Dezernat /40 i.V. m. Dezernat VI
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Abdruck:
Dezernat VI
mit der Bitte um Kenntnisnahme

Wiesbaden, .12.2006

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Wiesbaden, .12.2006

Diehl
Oberblrgermeister



	Die Stadtverordnetenversammlung
	Tagesordnung I Punkt 3 der öffentlichen Sitzung am 15.12.2006
	Gewaltprävention - Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP vom 05.12.2006 -

